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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Tobias Pflüger, Christine Buchholz, Eva-Maria Schreiber, 
Helin Evrim Sommer, Alexander Ulrich und der Fraktion DIE LINKE. 

Stopp von Rüstungsexporten nach Saudi-Arabien 

Nach der Ermordung des regimekritischen Journalisten Jamal Khashoggi in der 
Botschaft von Saudi-Arabien in Istanbul hat die Bundesregierung Rüstungsex-
porte an das Land infrage gestellt. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) hat 
die Tat „in aller Schärfe“ verurteilt und gesagt: „Was Rüstungsexporte anbelangt, 
kann das nicht stattfinden, in dem Zustand, in dem wir im Augenblick sind“. 
Auch Außenminister Heiko Maaß (SPD) sagte, es gebe aktuell keine Grundlage 
für positive Entscheidungen über Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien. Norbert 
Röttgen (CDU), der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses im Bundestag, 
brachte auch einen Stopp bereits genehmigter Lieferungen ins Spiel, wenn Riad 
nicht „ganz kurzfristig“ Konsequenzen ziehe. 
Die Bundesregierung hat dann laut Medienberichten Ende November einen Ex-
portstopp verhängt, demzufolge Rüstungsgüter im Wert von 2,5 Milliarden Euro 
nicht geliefert werden sollen. Dabei handelt es sich aber laut Tagesschau 
(www.tagesschau.de/inland/lieferstopp-saudi-arabien-101.html) nur um eine 
Bitte der Bundesregierung an die entsprechenden Unternehmen. 
Zudem sollen Rüstungslieferungen lediglich für den Zeitraum von zwei Monaten 
ausgesetzt werden. Tagesschau.de berichtet weiter, „nach Abstimmung der betei-
ligten Ministerien habe man sich gegen einen Widerruf von bereits erteilten Ge-
nehmigungen für Rüstungsexporte entschieden“. 

Wir fragen die Bundesregierung: 
1. Welches Ministerium hat den Exportstopp verhängt? 
2. Wie wurden die betroffenen Unternehmen informiert – per Brief oder münd-

lich oder auf welchem Wege? 
3. Was wurde den betroffenen Unternehmen genau mitgeteilt (Wortlaut)? 
4. Inwiefern stimmt es, dass es sich dabei um einen Lieferstopp für bereits ge-

nehmigte Rüstungsexporte handelt? 
5. Welche Rüstungsgüter können jetzt wegen des Lieferstopps nicht ausgelie-

fert werden (bitte tabellarisch auflisten mit Name, Hersteller, Stückzahl, Ge-
schäftsvolumen)? 

6. Inwiefern stimmt es, dass der Lieferstopp nur für zwei Monate gelten soll?  
Wenn ja, warum diese zeitliche Begrenzung? 
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7. Warum läuft der Lieferstopp automatisch aus?  

Warum hat die Bundesregierung keine inhaltlichen Bedingungen gestellt, die 
Saudi-Arabien erfüllen müsste für eine Wiederaufnahme von Rüstungsliefe-
rungen? 

8. Hat die Bundesregierung, wie in den Medien berichtet, eine Stillhalte-An-
ordnung erlassen?  
Wenn ja, was ist eine Stillhalte-Anordnung, welche juristischen Grundlagen 
hat sie? 

9. Warum ist diese Stillhalte-Anordnung unverbindlich, wie die Medien berich-
ten? 

10. Was passiert, wenn Unternehmen sich nicht daran halten?  
Welche anderen Möglichkeiten gibt es, bereits genehmigte Rüstungsliefe-
rungen zu stoppen? 

11. Warum hat sich die Bundesregierung laut tagesschau.de „nach Abstimmung 
der beteiligten Ministerien (…) gegen einen Widerruf von bereits erteilten 
Genehmigungen für Rüstungsexporte entschieden“? 

12. Welche Ministerien waren an dieser Entscheidungsfindung beteiligt, welche 
Ministerinnen, Minister oder Ministerien vertraten welche Positionen? 

13. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung daraus, dass die Peene-
Werft Kurzarbeit angemeldet hat, weil sie die von Saudi-Arabien bestellten 
Patrouillenboote möglicherweise nicht ausliefern kann?  
Setzt sich die Bundesregierung dafür ein, andere Käufer zu finden?  

14. Was unternimmt die Bundesregierung, um die Umstellung der Produktion 
auf zivile Güter zu fördern, damit die Arbeitsplätze dauerhaft gesichert wer-
den können? 

15. Wie steht die Bundesregierung zu dem Vorhaben des saudischen Staatsun-
ternehmens Saudi Arabian Military Industries (Sami), sich in Rheinmetall 
Denel Munition (RDM), eine südafrikanische Tochterfirma von Rheinme-
tall, einzukaufen (Reuters, 9. November 2018)? 

16. Inwiefern sind nach Ansicht der Bundesregierung solche Firmenübernahmen 
und -zusammenschlüsse ein Problem für die deutsche Rüstungsexportkon-
trolle? 

Berlin, den 17. Dezember 2018  

Dr. Sahra Wagenknecht, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion 

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.

Satz: Satzweiss.com Print, Web, Software GmbH, Mainzer Straße 116, 66121 Saarbrücken, www.satzweiss.com
Druck: Printsystem GmbH, Schafwäsche 1-3, 71296 Heimsheim, www.printsystem.de

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 
ISSN 0722-8333

juris Lex QS
01062024 ()


